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Deutscher Bundestag 
Ausschuss für Recht und Verbraucher-
schutz 
 
per E-Mail: vorzimmer.pa6@bundestag.de 
 

 

 
 Berlin, 30. Oktober 2014 

 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie  2012/17/EU in Bezug auf die 
Verknüpfung von Zentral-, Handels- und Gesellschaft sregistern in der Europäischen 
Union, BT-Drucksache 18/2137 
Stellungnahme zur Anhörung am 5. November 2014 
 
 
 
Sehr geehrte Frau Vorsitzende, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 
 
vorab herzlichen Dank für die Einladung zur Anhörung. In Ergänzung unserer Stellungnahme 
vom 11.03.2014 folgen hier nur einige Thesen. 
 
1. Die Verknüpfung der Handelsregister ist eine Notwendigkeit aufgrund des immer be-

deutsamer werdenden Rechtsverkehrs im Europäischen Binnenmarkt. Dies betrifft Un-
ternehmer wie Verbraucher gleichermaßen. 

 
2. Sowohl Sprach- und Zugangsbarrieren als auch unterschiedliche Systeme der Informa-

tionsaufbereitung behindern den Rechtsverkehr erheblich. Hierzu übergeben wir eine 
beispielhafte Zusammenstellung verschiedener Handelsregisterauszüge aus verschie-
denen Ländern, 

 
Anlage 1. 

 
3. Aus diesen Beispielen wird ersichtlich, dass man zwar EU-weit unschwer Angaben zu 

Firma, Sitz und Anschrift eines Rechtsträgers erhalten kann, wenn man nur die ent-
sprechende Sprache beherrscht. Problematisch ist zum einen jedoch der Zugang zu 
diesen Daten überhaupt, der zumeist eine Anmeldung als Nutzer des Registers in der 
Landessprache voraussetzt. Zudem liefert nicht jedes Handelsregister aus sich heraus 
verständliche Angaben zu den Vertretungsverhältnissen. Die praktische Bedeutung 
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dieser Information ist groß und wird auch vom Registergericht München mit Recht her-
vorgehoben (Stellungnahme vom 17.10.2014, S. 1) In vielen Fällen (z. B. England und 
Wales, Frankreich) ist diese in den jeweiligen Rechtsordnungen geregelt, die hierzu 
herangezogen werden müssen. Unseres Wissens liefert nur das deutsche Handelsre-
gister explizit Informationen zur Zulässigkeit von Insichgeschäften und Mehrfachvertre-
tung.  

 
4. Dieser Istzustand erhöht die Transaktionskosten für Verbraucher und Unternehmer 

gleichermaßen. Auch der inländische Verbrauchergerichtsstand hilft wenig, wenn man 
den Prozessgegner nicht korrekt bezeichnen kann. 

 
5. Ziel einer Verknüpfung sollte sein, auf einfachem Weg über ein zentrales europäisches 

Portal Informationen über Firma, Sitz, Geschäftsanschrift (Zustellanschrift), Vertre-
tungsberechtigte und ihre Vertretungsmacht in der Sprache des Anfragenden zu erhal-
ten. Das bedingt letztlich die Schaffung eines Europäischen Handelsregisterauszugs, 
etwa nach dem Muster in 

 
Anlage 2. 

 
6. Das Gesetzesvorhaben des Bundes sollte daher darauf ausgerichtet sein, aus relativ 

kleinen Anfängen letztlich eine solche Gesamtlösung zu erreichen. Wesentlich ist hier-
für eine einheitliche Indexierung der Datenbanken aller Handelsregister der Mitglied-
staaten. Nicht zuletzt sollte aber die technische Sicherheit aller Register, ihr Schutz vor 
Missbrauch (Identitätsdiebstahl) und die Prüfung ihres Datenbestandes vor  der Eintra-
gung im Vordergrund stehen.  

 
7. Bis dahin wird es dauern. Jedenfalls in der Übergangszeit hilft die Forderung der Bun-

desrechtsanwaltskammer (Stellungnahme 14/2014 vom April 2014, S. 3) nach einer 
Ausweitung der notariellen Vertretungsbescheinigung dem Rechtsverkehr. Das Notariat 
ist für diese durchaus nicht einfache Aufgabe offen. Zur Umsetzung dieser Anregung 
dürfen wir Folgendes vorschlagen: 

 

1. § 21 Bundesnotarordnung wird wie folgt geändert. Der bisherige Absatz 3 wird zum  
neuen Absatz 4, folgender Absatz 3 wird eingefügt:  

 
„(3) Bei einer ausländischen Gesellschaft, einem Verein oder einer juristischen Person, 

die in einem öffentlichen Register eingetragen ist, gelten die Absätze 1 und 2 ent-
sprechend. Ergibt sich die Vertretungsbefugnis aus dem öffentlichen Register 
nicht, soll der Notar die Bescheinigung nur ausstellen, wenn er des fremden 
Rechts hinreichend kundig ist oder sie auf der Bescheinigung eines im Ausland 
bestellten Notars, eines Vertreters eines vergleichbaren rechtsberatenden Berufs, 
eines Konsularbeamten oder auf einem wissenschaftlichen Rechtsgutachten be-
ruht. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für den Nachweis des Bestehens und 
der Vertretungsbefugnisse einer Gesellschaft, eines Vereins oder einer juristischen 
Person, die nicht oder noch nicht in einem öffentlichen Register eingetragen ist.“ 

 
 2. § 32 Grundbuchordnung wird um folgenden neuen Absatz 3 ergänzt: 
 

„(3) Bei ausländischen Gesellschaften, Vereinen und juristischen Personen des Privat-
rechts, die in einem öffentlichen Register eingetragen sind, gelten die Absätze 1 
und 2 entsprechend. Ergibt sich aus dem öffentlichen Register nicht, welche Or-
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ganmitglieder zur Vertretung befugt sind, genügt die Bescheinigung eines deut-
schen Notars oder eines Konsularbeamten.“  

 
8. Vorschriften, die eine Höchstdauer für bestimmte Verfahren (z. B. Eintragung in das 

Handelsregister) vorschreiben, sind aus der Sicht des Notariats wenig hilfreich. Zudem 
betreffen sie nur wenige Einzelfälle. Die Eintragungszeiten in deutsche Handelsregister 
sind auch bei komplexen Sachverhalten in aller Regel vorbildlich kurz. Der Stellung-
nahme des Registergerichts München vom 17.10.2014 (S. 4) ist nichts hinzuzufügen. 

 
9. Dem Änderungsvorschlag des Registergerichts München in der Stellungnahme vom 

17.10.2014 (S. 4 oben) zu § 9b Abs. 1 Satz 1 HGB („einzureichenden“) schließen wir 
uns an. 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Dr. Oliver Vossius 
 
2 Anlagen 
 




















































































































































































